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Meinen Eltern 





Vorwort 

A small step for mankind. 
but a giant leap for me ... 

Die vorliegende Untersuchung hat im Sommersemester 1993 der rechts-
wissenschaftlichen Fakultät der Albert-Ludwigs-Universität Freiburg als 
Dissertation vorgelegen. Sie geht im wesentlichen zurück auf eine Anregung 
meines Doktorvaters, Herrn Professor De. Rolf Stürner, dem ich an dieser Stelle 
nochmals für seine jederzeitige Ansprechbarkeit und die zügige Begutachtung der 
Arbeit danken möchte. 

Zu danken habe ich auch den Herren Professoren Barcel6, Clermont, Kent und 
Rossi von der Cornell Law School in IthacalNew York, die sich mir bei den 
Recherchen zum US-amerikanischen Teil dieser Arbeit, die ich im Rahmen 
eines LL.M.-Programms anstellen konnte, als hilfsbereite und geduldige 
Diskussionspartner zur Verfügung stellten. 

Gewidmet ist dieses Buch meinen Eltern, die mich stets in all meinen Plänen 
unterstützt haben und ohne die ich einige dieser Pläne nicht hätte verwirlclichen 
können. 

Berlin, im Sommer 1993 
Comelius Götze 
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Einleitung 

Zivilverfahren, in denen um die vermögensrechtliche Verantwortlichkeit des 
Beklagten gegenüber dem Kläger gestritten wird, resultieren nicht zwangsläufig 
in einer endgültigen Haftungszuweisung. Ist die Ersatzpflicht des Beklagten 
einmal gerichtlich festgestellt, so erhebt sich in seiner Person vielmehr häufig 
die Folgefrage, ob er seinerseits Rückgriff gegen einen ihm ausgleichspflich-
tigen Dritten nehmen kann. Verständlicherweise hat er ein starkes Interesse an 
einer möglichst raschen Klärung dieser Frage. Vor allem aber muß ihm 
angesichts der charakteristischen "ScharniersteIlung", die seine eigene Haftung 
im Gefüge von Haupt- und Regreßanspruch kennzeichnet, daran gelegen sein, 
die Gefahr sich widersprechender Beurteilungen dieser Haftpflicht auszuschalten, 
die ihm bei der Durchführung zweier voneinander völlig unabhängiger, Rechts-
kraft nur inter partes entfaltender Verfahren droht. An dieser Stelle nun treffen 
die Individualinteressen des Beklagten mit denjenigen der Öffentlichkeit 
zusammen: dieselben Streitpunkte zweimal zu verhandeln, läuft auf eine nach 
Möglichkeit zu vermeidende Mehrbelastung gerichtlicher und finanzieller 
Ressourcen hinaus. 

So verwundert es nicht, daß die meisten Prozeßrechtssysteme, die - wie das 
deutsche und prinzipiell auch das US-amerikanische Recht l - von einem 
Zweiparteienmodell ausgehen, einem Beklagten erlauben, eine ihm nach seiner 
Behauptung ausgleichspflichtige dritte Partei in den für den Regreß vorgreif-
lichen Hauptprozeß hineinzuziehen. Die Formen, die eine solche erzwungene 
Intervention im einzelnen annehmen kann, schwanken je nach Rechtsordnung 
erheblich2• Typischerweise hat sie aber zumindest die Wirkung, den betroffe-
nen Dritten an bestimmte Feststellungen des laufenden Verfahrens zu binden-
und zwar ohne Rücksicht darauf, ob er der Beitrittsforderung nachgekommen ist 
oder nicht. 

1. Auch in Deutschland und in den Vereinigten Staaten kennt man Mechanis-
men der unfreiwilligen Beteiligung eines potentiell regreßpflichtigen Dritten am 
Rechtsstreit. Was das deutsche Prozeßrecht betrifft, so sind es namentlich die 
Regeln über die Streitverkündung, §§ 72ff., 68 ZPO, die diesem Zwecke zu 
dienen bestimmt sind. Im amerikanischen Recht stehen dem Beklagten grund-
sätzlich sogar zwei Vorgehensweisen zur Wahl: er kann entweder auf das der 
Streitverkündung ähnelnde Verfahren des vouching in zurückgreifen und den 
Dritten auffordern, die Verteidigung des Erstprozesses zu übernehmen, widrigen-
falls ihn bestimmte Präklusionswirkungen treffen. Er kann aber auch - und das 

1 Vgl. zum deutschen Recht Rosenberg/Schwab, § 40 IV, zum amerikanischen Recht 
Cound U.a., S. 553; RosenberglSmitIDreyfuss, S. 31. 

2 Für eine knappe rechts vergleichende Übersicht siehe Cohn, §§ 5-217ff. 
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geschieht in der modemen Praxis weitaus häufiger - eine echte Drittklage, 
genannt third-party practice oder impleader, gegen den Dritten erheben, 
wodurch dieser zur Partei des anhängigen Ausgangsverfahrens gemacht wird. Die 
Darstellung dieser beiden amerikanischen Konzepte steht im Mittelpunkt des 
ersten Teils der vorliegenden Untersuchung. 

2. Die Diskrepanzen, die zwischen den von beiden Rechtsordnungen zur 
Verfügung gestellten Instituten prinzipiell und im Detail bestehen, können sich 
im internationalen Wirtschafts- und Rechtsverkehr als folgenträchtig erweisen. 
Das gilt insbesondere für den Fall, daß der ursprüngliche Beklagte, der sich 
zuvor in einem der beiden Länder der dort vorgesehenen Form der Drittzitierung 
bedient hatte, die dadurch üblicherweise hervorgebrachten Bindungswirkungen 
später vor den Gerichten des anderen Staates geltend machen möchte. Hier erhebt 
sich die Frage, ob und nach welchen Maßstäben eine solche Iillandserstreckung 
der ausländischen Verfahrenswirkungen anerkannt werden kann. Der Beantwor-
tung dieser Frage aus deutscher Perspektive geht der zweite Teil der hiesigen 
Arbeit nach. 



Erster Teil: Das amerikanische Recht 

Erstes Kapitel: Vouching In 

I. Beschreibung und Zweck des Instituts 

Vouching in bezeichnet ein Verfahren, das das amerikanische Recht einem 
Beklagten - nur ihm steht diese Option offen! - zur Verfügung stellt, der 
einen ihm seiner Ansicht nach im Rückgriff zum Ersatz verpflichteten Dritten 
in den Rechtsstreit hineinziehen möchte2• Dies geschieht, indem der Beklagte 
der betreffenden Person eine vouching notice zukommen läßt, in welcher er sie 
davon unterrichtet., daß gegen ihn ein Prozeß angestrengt worden sei, und ihr die 
Verteidigung jenes Prozesses anträgt. Der Empfänger der notice, der sogenannte 
vouchee, steht damit vor der Entscheidung, ob er dem Verlangen des Erst-
beklagten, des voucher, nachkommen will oder nicht. Wenn ja, übernimmt er 
im folgenden die Kontrolle über die Verteidigung des voucher, ohne jedoch 
nach außen hin Partei des Verfahrens zu werden. Da er in diesem Falle - wenn 
auch nicht nominell, so doch de facto - selbst verhandelt, ist er in einem 
etwaigen Folgeprozeß über seine Regreßpflicht an die Ergebnisse des 
Vorverfahrens gebunden. Lehnt der Dritte dagegen die Übernahme der 
Verteidigung ab, so wird der Prozeß zunächst ohne Rücksicht auf ihn 
fortgesetzt. Das vorausgegangene vouching in bewirkt jedoch - und hierin 
liegt seine eigentliche Bedeutung -, daß die Entscheidung des Rechtsstreits 
auch in diesem Falle einen charakteristischen Präklusionseffekt auf den vouchee 
entfaltet, wenn es zum Folgeprozeß gegen ihn kommt. 

Welche Zwecke mit diesem Institut verfolgt werden, ist unschwer zu erraten. 
An erster Stelle steht das Bestreben, den mutmaßlich regreßberechtigten 
Erstbeklagten vor sich einander widersprechenden Beurteilungen seiner eigenen 

! AIs Beklagter gilt in diesem Sinne auch ein third-party defendant. Vgl. Smith v. Goble, 
248 Ark. 415, 452 S.W.2d 336 (1970). 

In älteren Entscheidungen wird vereinzelt auch dem Kläger das Recht zugesprochen, sich des 
Verfahrens zu bedienen. Kläger war in solchen Fällen jedoch stets ein Käufer, der im Laufe 
einer von ihm selbst gegen eine dritte Partei erhobenen positiven Titelfeststellungsklage seinen 
Verkäufer zur Gewährleistung aufforderte. Siehe Daniels v. Street, 15 Ark. 307 (1854); Ashburn 
v. Watson, 8 Ga. App. 566, 70 S.E. 19 (Ct. App. 1911). Diese Konstellation ist zwar weiterhin 
denkbar, aber nicht mehr sonderlich praxisrelevant: in den heute eindeutig dominierenden 
Produkthaftungs- und Versicherungsfällen ist es in aller Regel der verletzte Dritte, der als Kläger 
auftritt. 

2 Vgl. einführend 46 Am. lur.2d Judgments §§ 553ff., 59 Am. lur.2d Parties § 187, 67A 
C.l.S. Parties § \05. 
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